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der Bank des Verkäufers zu geleiteten Widerruf zu ent­
sprechen, solange der Rechnungsbetrag noch nicht ab­
gebucht ist. g 4

Kreditierung
Die Bank des Verkäufers gewährt dem Verkäufer 

auf ordnungsgemäße RE-Aufträge Kredite im Rahmen 
der geltenden Grundsätze für die Kreditierung.

§ 5 
Abbuchung

(1) Der Käufer wird durch seine Bank vom Eingang 
des RE-Auftrages benachrichtigt. Die Bank bucht den 
Rechnungsbetrag vom Konto des Käufers ab, sobald 
sein Einverständnis vorliegt.

(2) Die Bank betrachtet das Einverständnis als ge­
geben, wenn der Käufer nicht innerhalb einer Frist von 
vier Werktagen nach Absendung ihrer Benachrichtigung 
(Akzeptfrist) einen schriftlich begründeten Einspruch 
erhebt (stilles Akzept). Später eingehende Einsprüche 
werden gemäß § 6 Abs. 3 behandelt.

(3) Vor Ablauf der Akzeptfrist ist die Abbuchung von 
Rechnungsbeträgen mit schriftlicher Zustimmung des 
Käufers zulässig, wenn vorrangige Verfügungen und 
früher eingegangene RE-Aufträge nicht vorliegen.

(4) Der Käufer kann dem Verkäufer gegenüber 
schriftlich sein Einverständnis mit der sofortigen Ab­
buchung des Rechnungsbetrages und seinen Verzicht 
auf die Akzeptfrist erklären (Sofortakzept). Das Sofort­
akzept ist dem RE-Auftrag beizufügen.

(5) Bei Haushaltsorganisationen ist zur Abbuchung 
des Rechnungsbetrages eine schriftliche Zustimmung 
(offenes Akzept) des Käufers notwendig. Das offene 
Akzept, das innerhalb einer Frist von vier Werktagen 
zu erteilen ist, kann sich auf einen Teil des Forde­
rungsbetrages beschränken.

(6) In wirtschaftlich begründeten Fällen kann die 
Deutsche Notenbank die Akzeptfrist ändern.

(7) Akzeptierte Rechnungsbeträge (Absätze 2 bis 5) 
werden vom Konto des Käufers in Höhe des Akzepts 
abgebucht, soweit eine Verfügungsmöglichkeit besteht. 
Liegen mehrere akzeptierte Rechnungsbeträge vor, so 
werden sie in der Reihenfolge ihrer Fälligkeit abge­
bucht. Die Fälligkeit tritt ein:

a) in den Fällen des Sofortakzepts (Abs. 4) am Tage 
des Eingangs des RE-Auftrages bei der Bank des 
Käufers,

b) in den Fällen des stillen und offenen Akzepts 
(Absätze 2 und 5) mit dem Ablauf der Akzept­
frist.

(8) Kann ein akzeptierter Rechnungsbetrag vom 
Konto des Käufers nicht oder nicht in voller Höhe ab­
gebucht werden, so bleibt der RE-Auftrag bei der Bank 
des Käufers. Die Bank des Käufers hat bis zur rest­
losen Begleichung des akzeptierten Betrages an den 
Verkäufer die Beträge (mindestens 300,— DM) zu über­
weisen, deren Abbuchung das Konto des Käufers je­
weils zuläßt.

(9) Ein RE-Auftrag, bei dem das Akzept in der vollen 
Höhe verweigert worden ist, ist von der Bank des 
Käufers dem Verkäufer über seine Bank zurückzugeben. 
Ist der Käufer der Ansicht, daß die angegebenen 
Gründe, die zur Verweigerung des Akzepts geführt 
haben, durch den Verkäufer innerhalb eines Monats 
beseitigt werden können, so kann er seine Bank beauf­
tragen, den RE-Auftrag bis zur Beseitigung der Ein­
spruchsgründe, längstens jedoch einen Monat, zurück­
zubehalten. Mit der schriftlichen Benachrichtigung des 
Käufers an seine Bank über die Beseitigung der 
Gründe, die zur Verweigerung des Akzepts geführt 
haben, tritt die Wirkung des Sofortakzepts (Abs. 4) ein.

------------------------------------------------------------------------------------------- ^--------------------------------------

§ 6 
Einsprüche

(1) Der Käufer kann gegen die Abbuchung des Rech­
nungsbetrages einen schriftlich begründeten Einspruch 
einlegen. Der Einspruch kann sich auf den gesamten 
Rechnungsbetrag (Volleinspruch) oder auf einen Teil 
des Rechnungsbetrages (Teileinspruch) erstrecken. Das 
Einspruchsschreiben ist der Bank in doppelter Ausferti­
gung einzureichen. Wird der Einspruch fernmündlich 
erhoben, so ist eine schriftliche Bestätigung erforderlich.

(2) Wird der Einspruch mit nichtqualitätsgerechter 
Leistung begründet, so hat der Käufer im Einspruchs­
schreiben den Tatbestand anzugeben, auf Grund dessen 
er nach den gesetzlichen Bestimmungen von der frist­
gemäßen Rechnungsbezahlung ganz oder teilweise be­
freit ist. Soweit hierzu eine Mängelanzeige gegenüber 
dem Verkäufer erforderlich ist, hat er deren Absendung 
zu versichern.

(3) Ein nach Ablauf der Akzeptfrist bei der Bank 
eingehender Einspruch gilt als fristgerecht eingelegt, 
wenn der Rechnungsbetrag noch nicht oder nicht in 
voller Höhe abgebucht ist.

(4) Ein Einspruch darf nur damit begründet werden, 
daß die geltend gemachte Forderung nicht oder nicht in 
voller Höhe gerechtfertigt ist oder der Verkäufer ge­
setzliche Bestimmungen oder vertragliche Vereinbarun­
gen verletzt hat. Der Käufer kann nicht geltend 
machen, daß die Ware noch nicht in seinem Besitz ist.

(5) Wird ein Volleinspruch oder Teileinspruch zu­
lässig begründet erhoben, so hat die, Bank des Käufers 
den Verkäufer über seine Bank hiervon zu unter­
richten.

(6) Wird ein Einspruch ohne Begründung oder mit 
einer nicht zulässigen Begründung erhoben, so hat die 
Bank den Einspruch zurückzuweisen und den Rech­
nungsbetrag gemäß § 5 Absätze 2 bis 4 abzubuchen.

§ 7
Rückverrechnung

(1) War eine Forderung, die im RE-Verfahren ein­
gezogen worden ist, nicht oder nicht in voller Höhe 
gerechtfertigt, so kann der Käufer eine ihm zustehende 
Rückforderung im RE-Verfahren verrechnen, wenn die 
Rückforderung mindestens 100,— DM beträgt (Rück­
verrechnung).

(2) Der Käufer hät in diesem Falle seiner Bank einen 
schriftlich begründeten Rückverrechnungsauftrag (RE- 
Rückauftrag) zu erteilen. Für die Begründung gilt § 6 
Absätze 2 und 4 entsprechend.

(3) Nicht oder nicht zulässig begründete RE-Rück- 
aufträge hat die Bank des Käufers zurückzuweisen.

(4) Die Bank des Verkäufers bucht den Betrag des 
RE-Rückauftrages ohne Gewährung einer Akzeptfrist 
vom Konto des Verkäufers ab und überweist ihn auf 
das Konto des Käufers. Ein Einspruch gegen die Ab­
buchung ist nicht zulässig.

(5) Rück verrechne te Forderungen sind von weiteren 
Verrechnungen im RE-Verfahren ausgeschlossen.

§ 8
Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. Anordnung vom 28. April 1955 über die Verrech­

nung von Geldforderungen durch Rechnungsein­
zug — RE-Verfahren — (Sonderdruck Nr. 81 des 
Gesetzblattes S. 42);

2. Erste Anweisung vom 28. April 1955 zur Anordnung 
über die Verrechnung von Geldforderungen durch 
Rechnungseinzug — RE-Verfahren — (Sonder­
druck Nr. 81 des Gesetzblattes S. 47);


